
Wer bereits hat, dem wird gegeben: 
Debatte um Kostenvergütung der IV  
Geld Eine Umschulung kann Menschen helfen, beruflich wieder Fuss zu fassen. Ob die Invalidenversicherung (IV) die Kos-
ten dafür übernimmt, hängt aber nicht nur vom Gesundheitszustand, sondern vor allem vom Einkommen der Person ab.
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E
in Gärtner, der an einer 
Pollenallergie leidet, ein 
Zimmermann, der vom Ge-
rüst gefallen ist und seit-

her Rückenprobleme hat, oder eine 
Lehrerin, die den psychischen Be-
lastungen im Klassenzimmer nicht 
mehr standhält: Sie alle können aus 
gesundheitlichen Gründen ihren 
Beruf nicht weiter ausüben. Ein Job-
wechsel ist meist der letzte Ausweg. 
Wie viele Beschäftige in Liechten-
stein aufgrund körperlicher Pro-
bleme aus ihrem Beruf aussteigen, 
wird laut Invalidenversicherung (IV) 
statistisch nicht erfasst. Die Behörde 
bietet Q nanzielle Unterstützung für 
eine beruT iche Neuorientierung – je-
doch nicht für alle.

Der IV-Grad entscheidet 
Um den Zustrom zur IV-Rente zu 
bremsen, bietet die Invalidenversi-
cherung jenen Menschen, die aus ge-
sundheitlichen Gründen ihren Beruf 
nicht weiter ausüben können, Reha-
bilitationsmassnahmen an, die de-
ren Arbeitsfähigkeit wieder herstel-
len sollen. Unter anderem werden 
von der IV schulische Ausbildungs- 
und Kurskosten, Taggelder sowie 
Spesen für Hilfsmittel übernommen. 
Für die Betroffenen bedeutet dies 
oft eine zweite Chance. Im entspre-
chenden Gesetzestext heisst es da-
zu: «Personen, die vor dem Eintritt 
der Behinderung in ökonomisch re-
levantem Ausmass erwerbstätig wa-
ren, haben Anspruch auf Übernahme 
der Kosten sämtlicher Massnahmen 
berufsbildender Art, die notwendig 
und geeignet sind, gezielt eine neue 
Erwerbstätigkeit zu eröffnen, wel-
che der früheren Tätigkeit annä-
hernd gleichwertig ist.»
Dass die finanzielle Unterstützung 
seitens der IV jedoch nicht für alle 
gilt, mussten bereits einige Bürger 
Liechtensteins erfahren. Ob sie die 
Kosten für eine berufliche Umschu-
lung übernimmt oder nicht, hängt 
nämlich auch vom jeweiligen Invali-
ditätsgrad ab. Dieser wiederum hat 
jedoch nichts mit dem Gesundheits-
zustand der Person zu tun, sondern 

mit deren Einkommen. Anspruch auf 
eine Kostenübernahme seitens der 
IV haben vor allem jene, die bei der 
Ausübung einer anderen Tätigkeit 
mit einem Einkommensverlust von 
über 20 Prozent rechnen müssten.

Besser Verdienende im Vorteil
Finanzielle Unterstützung für eine 
Umschulung wird etwa einer Lehre-
rin zugesprochen, die bisher monat-
lich rund 7000 Franken verdiente 
und bei der Ausübung einer anderen 
Arbeit lediglich 5000 Franken ver-
dienen würde. Ist der Einkommens-
verlust geringer als 20 Prozent, wer-
den gemäss Gesetz berufliche Mass-
nahmen nur noch dann gesprochen, 
wenn ein angemessenes Verhältnis 
zwischen der Dauer und den Kosten 
einer einzelnen Massnahme und 
dem zu erwartenden Nutzen be-
steht. In der Regel werden keine 
mehrsemestrigen Massnahmenpa-
kete mehr finanziert, sondern ledig-

lich Einzelmassnahmen. «Der finan-
zielle und zeitliche Aufwand für sol-
che Einzelmassnahmen wird klei-
ner, je weiter der IV-Grad unter der 
20-Prozent-Schwelle liegt», erklärt 
Rainer Kindle, Abteilungsleiter der 
IV. Das Nachsehen hat also etwa ein 
Bäcker, der in der Backstube monat-
lich rund 4000 Franken verdient, 
denn als Hilfs- oder Schichtarbeiter 
in einem Industriebetrieb würde er 
möglicherweise einen ähnlichen 
oder gar höheren Lohn erhalten. Da 
er praktisch keinen Lohnverlust hin-
nehmen muss, wird ihm für eine 
zweite berufliche Ausbildung oder 
Umschulung kaum mehr finanzielle 
Unterstützung seitens der IV ge-
währt. Schlechte Karten haben 
ebenso Gärtner, Coiffeure oder An-
gestellte des Detailfachhandels. 
Kommen gemäss IV-Gesetz vor al-
lem jene Personen zu ihrem Recht, 
die besser ausgebildet sind und bes-
ser verdienen? Einfache Berufsleute 

mit kleinen Einkommen scheinen 
bei Verunfallung oder Erkrankung 
in Hilfstätigkeiten gedrängt zu wer-
den. Die Beschäftigung als Hilfsar-
beiter ist für viele unbefriedigend, 
bedeutet sie doch keine Legitimati-
on für einen anderen Beruf und oh-
ne geeignete Qualifikation hat man  
auf dem Arbeitsmarkt bekanntlich 
geringere Chancen.

Individuelle Abklärung
Von einer Ungleichbehandlung will 
Rainer Kindle von der IV nicht spre-
chen, zumal die Gleichbehandlung 
ein wichtiger Grundsatz der IV sei. 
In der täglichen Arbeit seien gleiche 
Voraussetzungen aber praktisch 
nicht existent. «Der persönliche, be-
rufliche, wirtschaftliche und eben 
auch gerade der gesundheitliche 
Hintergrund ist bei jedem Versicher-
ten individuell und wird auch ent-
sprechend berücksichtigt», relati-
viert Kindle. 

Staub in der Backstube, Tierhaare und Pollen in der Landwirtschaft, hautreizende Substanzen beim Frisör: In der Berufs-
welt gibt es besonders für Allergiker Risiken. Eine Umschulung ist oft unausweichlich. (Foto: SSI)

Umfahrung Schaan: IG Zollstrasse hält an Vorwürfen fest 

Bündner Regierung 

Die Bündner Regierung hat 
über acht Millionen Franken für die 
Instandsetzung von Waldstrassen in 
allen Regionen des Kantons bewil-
ligt. Mit dem Beitrag investiert der 
Kanton in die Erhaltung der Walder-
schliessungen und Maschinenwege. 
Insgesamt werden 57 Kilometer 
Waldstrassen und Maschinenwege 
instand gestellt. Besser erschlossen 
werden dadurch rund 8700 Hekta-
ren Wald, wie die Exekutive am Don-
nerstag informierte. (sda)

Am Staatsfeiertag, dem 15. 
August, wird wieder ein grosses 
Volksfest im Vaduzer Städtle statt-
finden. Die Regierung hat Liechten-
stein Marketing mit der Organisati-
on des Anlasses beauftragt. «Für ein 
gemütliches Volksfest sind die 
liechtensteinischen Vereine ent-
scheidend», heisst es in der Presse-
mitteilung vom Donnerstag. Deshalb 
werden Vereine gesucht, die das 
Volksfest ab 14 Uhr mit einem an-
sprechenden Stand und mit einem 
abwechslungsreichen kulinarischen 
Angebot bereichern. Die Anmeldung 

für die Mitwirkung am Staatsfeiertag 
erfolgt auf www.staatsfeiertag.li/
anmeldung. Kommerzielle Standbe-
treiber müssen ebenfalls ein Gesuch 
einreichen. Anmeldeschluss ist am 
20. Mai. «Ein Anspruch auf Zutei-
lung eines Platzes besteht nicht», 
heisst es abschliessend. (red/pd) 

Nach Protesten


